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Erwägungen

E. 1
Die Einwohnergemeinde Kappel eröffnete A.________ am 29. August 2024 den
Einspracheentscheid betreffend Gestaltungsplan "Stationenweg". Gegen den Entscheid
erhob A.________ Beschwerde beim Regierungsrat des Kantons Solothurn. Mit
Zwischenverfügung vom 27. September 2024 verlangte das das Beschwerdeverfahren
instruierende Bau- und Justizdepartement unter Androhung des Nichteintretens im
Säumnisfall die Leistung eines Kostenvorschusses von Fr. 2'000.--. Dagegen gelangte
A.________ wieder an den Regierungsrat. Mit Beschluss vom 17. Dezember 2024 trat
dieser auf die Beschwerde gegen die Kostenvorschussverfügung nicht ein.

E. 2
Gegen den Nichteintretensentscheid des Regierungsrats erhob A.________ Beschwerde
beim Verwaltungsgericht des Kantons Solothurn. Er ersuchte dabei für das
verwaltungsgerichtliche Verfahren um unentgeltliche Rechtspflege. Mit Verfügung vom 7.
Januar 2025 wies das Verwaltungsgericht dieses Gesuch ab. Auf die dagegen erhobene
Beschwerde trat das Bundesgericht mit Urteil 1C_50/2025 vom 30. Januar 2025 im
vereinfachten Verfahren nach Art. 108 Abs. 1 BGG nicht ein. Den darauf geforderten
Kostenvorschuss von Fr. 500.-- leistete A.________ fristgerecht. Mit Urteil vom 16. Juli
2025 wies das Verwaltungsgericht die Beschwerde gegen den Nichteintretensentscheid des
Regierungsrats vom 17. Dezember 2024 ab, soweit es darauf eintrat, und auferlegte
A.________ die Kosten von Fr. 500.-- für das verwaltungsgerichtliche Verfahren.

E. 3
Mit Eingabe vom 14. August 2025 (Postaufgabe) erhebt A.________ beim Bundesgericht
Beschwerde gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts vom 16. Juli 2025.

Das Bundesgericht verzichtet auf die Einholung von Vernehmlassungen.

E. 4.1
Nach Art. 42 Abs. 1 BGG haben Rechtsschriften die Begehren, deren Begründung mit
Angabe der Beweismittel und die Unterschrift zu enthalten. Gemäss Art. 42 Abs. 2 BGG ist
in der Begründung in gedrängter Form darzulegen, inwiefern der angefochtene Akt Recht
verletzt. Die vor Bundesgericht zulässigen Beschwerdegründe ergeben sich aus den Art. 95
ff. BGG . Erhöhte Anforderungen an die Begründung gelten, soweit die Verletzung von
Grundrechten sowie von kantonalem und interkantonalem Recht gerügt wird ( Art. 106
Abs. 2 BGG ). Die Beschwerde muss sich wenigstens kurz mit den Erwägungen des
angefochtenen Entscheids auseinandersetzen; rein appellatorische Kritik reicht nicht aus.
Genügt die Beschwerde den Begründungsanforderungen nicht, ist auf sie nicht einzutreten (
BGE 140 V 136 E. 1.1 ; 138 I 171 E. 1.4).



E. 4.2
Die Vorinstanz hat im angefochtenen Entscheid festgehalten, es sei zu prüfen, ob der
Regierungsrat auf die Beschwerde gegen die Kostenvorschussverfügung des Bau- und
Justizdepartements vom 27. September 2024 zu Recht nicht eingetreten sei. Diese Frage hat
sie in der Folge im Ergebnis bejaht. Sie hat dabei insbesondere festgehalten, aus den
Verfahren im vorliegenden Zusammenhang (vgl. vorne E. 1 und 2) wie auch den Angaben
des Beschwerdeführers werde offensichtlich, dass dieser finanziell in der Lage wäre, den
vom Bau- und Justizdepartement geforderten Kostenvorschuss von Fr. 2'000.-- zu bezahlen.
Anderes mache er jedenfalls nicht geltend. Es fehle ihm demnach an einem schutzwürdigen
Interesse an der Anfechtung der Zwischenverfügung des Bau- und Justizdepartements
betreffend Kostenvorschuss; gegebenenfalls könne er den definitiven Kostenentscheid mit
Beschwerde gegen den Endentscheid anfechten. Die Höhe des verlangten
Kostenvorschusses sei im Weiteren nicht zu beanstanden.

Der Beschwerdeführer kritisiert vor Bundesgericht zwar die Höhe des umstrittenen
Kostenvorschusses. Er setzt sich mit den Erwägungen des angefochtenen Entscheids jedoch
nicht näher und sachgerecht auseinander und legt nicht und schon gar nicht konkret und im
Einzelnen dar, inwiefern die Begründung der Vorinstanz, weshalb der
Nichteintretensentscheid des Regierungsrats zu schützen sei, bzw. der angefochtene
Entscheid Recht im Sinne von Art. 42 Abs. 2 BGG verletzen soll. Seine im Wesentlichen
appellatorischen Vorbringen genügen den Begründungsanforderungen offensichtlich nicht,
weshalb ohne Eingehen auf die weiteren Eintretensvoraussetzungen im vereinfachten
Verfahren nach Art. 108 Abs. 1 BGG auf die Beschwerde nicht einzutreten ist. Das
Bundesgericht behält sich im Weiteren vor, inskünftig ähnliche Eingaben des
Beschwerdeführers im vorliegenden Zusammenhang formlos abzulegen.

E. 5
Bei diesem Verfahrensausgang ist der Beschwerdeführer kostenpflichtig ( Art. 66 Abs. 1
BGG ). Parteientschädigungen sind keine zuzusprechen ( Art. 68 BGG ).
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